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An 18. August 2006 trot doi reue Genosserschofts-
gesetz in Kroft. Anlossfürdie Reform diesesGesetzes
wot die ebenfalls om 18. August 2006 in ollen Mit-
gliedstooten der Eurcpäischen Union in Kroft gette-
tene Verodnung über dos Stotus del Europijischen
Genassenschoft SCE, zu deren Umsetzung in deut-
sches Recht gleichzeitig dos SCE-Ausführu ngsgesetz
u n d dos SCE.- B e tei I i g u n gsgesetz g eschoffe n w ude n t ).
D i eses G esetz sc h 0 fft z u n e i n e n d ie Vo raussetzu ng en
für eine Europöische Genossenschoft deutscher P -
fung und enthölt die umfangreichste Änderung des
deu tschen Genossenscho ftstechtsseit dreißig Johren.
Teil 1 stelltdie wesentlichen lnholte det Modenisie-
rung des deutschen Genossenschoftstechts var, Teil 2
g i bt e i n en Ubetu I ick über di e Ve rfo ssu ng de r De u tsch -
Eu topö ische n G e n ossen sch oft.
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August 2006 sind die Erleichterung derGründung von
i Genossenschaften, die Erhöhung derAttrakt ivi tät der

Rechtsform der Genossenschaft und damit verbun-
den auch die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit
deutscher Genossenschaften irn europäischen I\,4aß-
stab. Neben ledigl ich redaktionel len Afpassungen
(beispielsweise heißi es statt, ,Genosse" nunmehr
,,Mitgl ied der Genossenschaft") sind viele inhalt l iche
Neuerufgen vorgenommen wotden, die z, l  ntcht
zwingend, sondern optional a!sgestaltet wurden, um
so neue Freiräu me bei der Ausgestaltung von Genos-
senschafte. zu ernöglichen. Die wesentr icher Ärde-
rungen des neuen Genossenschaftsrechts sollen
nachfolgend irn Uberbl ick dargestel l t  werden.

Die lvl indestmitgl iederzahl wurde von sieben auf drei
herabgesetzt, da sich die bis dahin vorgeschriebene
l\4indestmitgl iederzahl in der Praxis oft als Grün-
dungshemmnis erwiesen hat. Insbesondere bei land-
wirtschaft l ichen und gewerbl ichen Genossenschaf-
ten sowie bei Produktivgenossenschaften wurde das
Bedürfnis erkannt, die lvl indestgründerzahl zu senken
und damit der deutschen Genossenschaft geg€nüber
der Europäischen Genossenschaft,  die fünf Grün-
dungsmitglieder vorschreibt, einen Vorteil zu ver-
schaffen.

Der bisherige Förderungszweck der Genossenschaft,
nämlich die,,Förderung des Erwerbs oder der Wirt-
schaft" wurde auf die Förderung von sozialen oder
kulturel len Zwecken erweitert.  Dies gi l t  beispiels-
weise für Schulqenossenschaften, Sportgenossen-
schaften, I\lediengenossenschaften oder die aktuell
diskutierten Theater- oder I\lLrseumsgenossenschaf-
ten. Auch für Wohnungsgenossenschaften bringt
diesegesetz iche EMeiterung eine Klarstel lung dahin-
gehend, dass nebef dem Hauptzweck der WohnLrngs-
versorgung nunmehr auch soziale und kulturel ie
Belange wahrgenommen werden können,

Erleichterung bringt das neue Gesetz auch für den
B€reich der Kapitalbeschäffung und der Kapitalerhal-
tung. Nach dem neuen S 8a GenG kann die Satzung

der Genossenschaft ein l\,4indestkapital f€stlegen,
welchesdurch A!szahl!ng desAuseinandersetzLlngs-
guthabens vorl  ausgeschiedenen oder gekündiqten
Mitgl iedern nicht unteEchrit ten und die Auszahlung
vo. solchen Auseinandersetzu.gsgut^abe. ver,rei-
gert werden daf, solange dadurch däs l \ ,4indestkapi-
tal unterschr'Lten w:rde. Durch die Schall-nq e nes
solchen fakultat iven [r indestkapitals sol i  es den-
jenigen Genossenschaften, die nach den Internatio-
nalen Rechnungsleg"ngqsranda.ds IAS bi lanl ieren,
ermöglichen, die Geschäftsguthaben insoweit mit
Hinbl ick auf IAS 32 weiterhin als Eigefkapital aus-

Weiterhin kann nach dem neuen S 7a Abs.3 GenG
die Satzung Sacheinlagen ais Einzahlungen auf den
Geschäftsantei l  zulassef. AJs Sacheinlagen sind nur
Vermögensgeqenstände zulässig, deref wirtschaft-
licher Wert feststellbar und vom Prüfungsverbänd zu
begLrtachten ist.  Bei Dierst leistungen wird dtes In
al ler Reqel nicht der Fal l  sein.

Des Weiteren ist es durch die Streichung von € 3 Abs.
2 GenG nunmehr möglich, eine bestehende Nach-
schusspfl icht der l \y ' i tgl ieder in der Firma der Gefos-
senschaft bekannt zu geben. Dies war bisher unter
Berufung aufeine mög iche Benachtei l igung von Ge-
nossenschäften, bei denen eine solche Nachschuss-
pflicht nicht vorgesehen ist, verboten.

Der neue S 8 Abs. 2 GenG eröffnet den Genossen-
schaften die l\löglichkeit, sogenannte investierende,
also nicht nutzende IVl i tgl ieder zuzulassen. Die Zu-
lassuag invecrierende. I \ ,4 lgl :eder sol tun e nen eine
Gleichstel un9 mit der Europäischen Genossenschaft
(die ebenra ls : ' rvesl ierenoe IVlrrgl iedererlaubtl  erre -
chen und zum anderen dazu beitragen, Schwi€rig-
keiten zu Vermeiden, die sich in der Praxis nicht sel-
ten aus dem Grundsatz der Selbstorganschaft beider
Besetzung des Vorstands oder des Aufsichtsrats mit
geeigneten Personen ergeben. ln jedem Fall  muss aber
durch die satzung sichergestel l t  werden, dass die in-
vestierenden IVIi tgLieder die anderen I\ ,4itgl ieder nicht
übeßt;mn'er Jad DreivierleI Besch,isse def Cene-
raiversammlung dLrrch investierende lvl i tgl ieder nicht
verhindert werden können.

Kleine Genossenschaften mit 20 oder weniger l\,4it-
gl iedern körnen auf di€ Einrichtung eines Aufsichts-
rats v€rzichten. Die Rechte und Pflichten des Auf-
sichtsrats werden in diesem Fall  durch die General-
versammlung wahr9en0mmen,

Hlnsichtl ich der Ubertragung von Genossenschaft s-
antei len wares nach dera t€n Gesetzesfässung (S76
GenG a.F.l  ledigl ich möglich, den Antei l  insgesamt zu
übertragen. Die neue Fassung des S 76 GenG ermög-
l icht zusätzl ich auch die tei lweise lJbertragung von
Geschäftsguthaben (vorbehair l  ch eirer ande'we-
t igen Satzungsrege ung). Damit veblnden ist dre
Nlögl ichkeit des [,4itgl ieds, die Zahlseiner Geschäfts-
anLele ru verr ingern. or.e der , . lJ. langwe.iqen
Weg derKündigung gehen zu müssen, waseinem be-
rechtigtei Anl iegef der genossenschaft l ichen Pfaxis
entsprjcht und die beieiner Kündigufg durch dieAus-
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The new Co-opeßtive Societies Act (Genossenschafts-
gesetz) cane into torce on 18 August 2006. The rclom
0t lhis Acl was pronpted hv the Coutcil Regulation on
the Statute of the Euopean Co-opetative Society (SCE),
which als1 cane into f1rce on l 8 August 2006 in a EU
nenber states and which was inplenented into Ger
nan law through the SCE inplenenting statute (SCE-
Ausführungsgesetz) and the law on enployee involve-
nent in the SCE (SCE-BeteiligungsgeseQ)1). This Act pro-
vides the staüJtoty fnnewuk tor a German-type European
Cq-dpentive Sociery and intrcduces changes to the Get
nan co-'pentive systen to an extent not seen for morc
Ihan thirty yeaß. Pati I prcsents the essentials of the
nodemized Getnan law of co-opentive societies,
whereas paft 2 outlines the legal structurc of the Ger
nan-type Etx1pean C1-opentive S,ciev.
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zahlung eintretende Minderung des Genossen-
schaftskäpitals vermeidet. Ausgeschlossen ist die Teil-
übertragung bei satzungs- oder vereinbarungsmä-
ßi9en Pfl ichtantei len des lvl i tgl ieds oder soweit die
Pflichtbeteiligung Voraussetzung für eine vom l\,4it-
gl ied in Anspruch genommene Förderleistung ist.  Die
lJbertragung auf ein Nichtmitgl ied setzt voraus, dass
dieses die satzungsmäßigen Mitgliedschaftsvoraus-
setzungen erfüllt und der Genossenschaft beitntt.

Kleinere Genossenschaften, d.h. Genossenschaften
mit einer Bi lanzsumme von bis zu 1 lvl io. EUR oder
mit llmsatzerlösen von bis zu 2 lvlio. EUR sind von
der Pflicht zur Prüfung des lahfesabschlusses befreit.
Diese Neuregelung dient dazu, den Zugang zur
Rechtsform der Genossenschaft für Kleinunterneh-
men zu erleichtern, indem für solche Untern€hmen
die vor allem im Vergleich zu anderen Rechtsformen
höheren Kosten der Prüfungspflichten des 5 53 Abs.
1 und 2 GenG beseit igt werden.

SchlieBlich wurden in Anlehnung an entsprechende
Vorschriften im Aktienrecht einige Corporate Gover-
nance - Regelung€n für Genossenschaften einge-
führt. Hierzu zählen die Stärkung der Position des
Ar/fsichtsrats durch Verankerurq des Rechts jedes
einzelnen Aufsichtsratsmitglieds, vom Vorstand Aus-
künfte (an den Aufsichtsrat) zu verlangen,5 38 Abs.
1 sau 4 GenG, sow e die 5tärk' . /n9 der unabhängi9-
keit der Abschlussprüfung. Letzteres wird d!rch den
neu gefassten S 55 Abs. 2 GenG angestrebt, indem
neben Genossenschaftsmitgliedern, Angestellten,
Vorständen und Aufsichtsräten auch folgende Perso-
nen zukünftig von der Prüfung der Genossenschaft
ausgeschlossen sind:

- gesetzliche Vertreter desVerbandes odervom Ver-
band beschäftigte Personen, die das Ergebnis der
Prüfung beeinf lussen können. wenn Gründe, ins-
besondere Beziehunqen geschäft licher, fi nanzieller
oder p€rsönl icher Art vorl iegen, nach dener die
Besorgnis der Befangenheit besteht,

- Pe6onen, die bei der Führung der Bücher oder der
Aufstel lung des zu prüfenden lahresabschlusses
mitgewirkt haben;

- Pe6onen, die bei der Durchführunq der internen
Revision in verantwortlicher Position mitgewirkt
haben;

- Pe6onen, die Unternehmensleitungs- oder Finanz-
dienstleistungen efu racht haben;

- Pe6onen, die e;genständige veßicherungsmathe-
matische oder Bewertungsleistungen erbracht ha-
ben, die sich aufden zu prüfenden Jahresabschluss
nicht nur unwesentl ich auswirken;

- Ausgeschlossen sind auch Personen, deren Ehegat-
ten ode r Lebenspä rtner ein en derAusschlussgründe
erfül le,r.

Eine Verbesserung der Infomationsversorgung der
l\ritqliedersolldurch den neuen 5 46Abs.1 Satz 3 GenG
erreicht werden, indem dieTagesordnung einerVertre-
terversammlung bei Einberufung in den Genossen-
schaftsblättern, a uf d er Homepaq e d er Genossenschaft
oderdurch unmittelbare schrift liche Benachrichtigung
aller N,4itglieder erfolgen muss. Der neue S 43 Abs. 7
GenG statuieri die lvlöglichkeit der elektronischen
Stimmabgabe in der Generalversammlung sowie die
Durchführung von virtuel len Generalversammlungen
im Internet - wenn die Satzung dies zulässt.

Part 1: The modemization of the Geman
co-operative legislation

The new Co-operative Sacieties Act 0f 1 4 August 2046 ains
to facilitate the fornatiu of co-apeßtive s'cieties, to nake
the legal forn of the co-apenlive society nore attactive and
at the sane tine to increase the c1npetitiveness of Geman
co-opentive societies an a Eurapean scale.Apaftfrcn nerely
editorial revisians (for ißtance,lhe tern'Genosse" has been
rcplaced by the gendeqeutaltem "Mitglied det Gen1ssen-
schaft"), therc have alsa been nany changes Ia the technt-
cal content Mich are parlly n,t nandatory but 1ptional in oP
det t0 leave non fot nanaeuwe rcgarding the organizatbnal
sttucturc of co-operctive societies. The followilg is to autline
tlrc najot changes of the new law of co-opetative sacieties.

fhe nininun nunbet of menbers was reduced frcn seven
to three nenbers as the hithefta statutary nininun nunber
of nenbers often proved to be an obstacle to the fornation
of co-opetative societies in practice. lt was realized that it
was necessary to rcduce the nininun number of founalel
nenhers especially with agricultual and industrial ca-ope-
ratives as well as wilh producers' co-opeßtives in order to
give qernan co-operative sacieties a conpetilive edge over
the Eurcpean Co-operative Socieu, which requie, five

The object of the co'operative sociely, namely the 'prcno-

tian of acquisitian and econanic intercsts of iß menbets"
was eltended to include the pronotion of social ar cultural
intercsß. This applies. for exanple, to school c1-operatives,
6port co-operatives, nedia co-operatives ot the currenuy d is-
cussed lheatre 0r nuseun co-operatives. This statut1ry
ertension provides also clarilication for housing co-open-
tives to the effect that apaft fron tlle p nary object of the
provision of hausing, also social and cultual intere,ts can
now be looked after

The new Act aleo facililates the taising and naintenance of
capital. Pursuant to the anended section 8a GenG (Co-ope-
rative Societtes Act). a ninmun capilal ran bp lad d,wn in
the Wlaws of the co-opetative society. The co aperative s
capital nust notfall bel1w the mininun capikl rcquircnents
by ke paynent of ke crcdit balance ol retiing ot disnissed
menbe$ in case 0f panüiqn. lf the paynent 0f such credit
balance in case of paftition neant that the nininun capital
requienents would nat be net, paynent can be denied. The
intoduction of such an optional nininun capital is to enable
thase co-operative societies that ptepare thet balance sheets
accoding to the lnternalioMl Accaunting Standards (IAS)ta
stilt snaw the nenbeßhry sharcs u the boo^s as equifu capi-
tal regading IAS 32.

Fufthemore, the by-laws can pemit contibutians in kind as
paynents on shares in accordance with the anended sec-
tion 7a, subsection 3 GenG.only assets nay qualiv as cqn-
ttibutions in kind v,those econonic value can be established
and assessed by the auditing association. This wan't usually
be the case with setuhes.

Moreovet, due to ttte deletion ol section 3, subsection 2 6enc
it is now possible to point out any nembefs ,bfigation to
nake futher cont butions. This has been prchibited so far
with refercnce to potential discinination against co-opera-
tives that do not ptovide fot such an obligation to nake fur
Ihet conlributions.

Under the anended secti1n 8, subsection 2 GenG, also nan-
user investor nenber, can be adnitted t0 ca-,pelative so-
cieties. 0n the one hand, the adnissian of investor nenbeß
is a futher step towards harnonizatian and equalization with
the European Co operative SocieU @hich als1 petmits in-
vestot nenbers); on the othet hand, it is t0 help av1id ptq-
blems that often arise in practice with the appointnent of
suiable peßons ta the nanagenent baard ot süperisoty
boatd due to ke pinciple af "Selbstoqanschaft", which
neans that the atfairs of the co-opetative ate nanaged by
the nenbers thenselves. ln any case, however, the by-law6
nust ensurc that the invettot nenbeß cannot outu1te the

othel menbeß and that rcsolutions of the c1-opentive's
general neeting passed by thrce-quafter nalonry cann1t be
prevenled W investot nenbers.

Snall co'operatives with up to 20 nenbers can do without
a supeMisory boafu. ln this case, the genenl neeting of the
co-apetative wll exercise the ghts and peiün the 'bliga-
tions of the supeuisory board.

Undet the old veßon ol spclion 76 GenA, il was only possi-
ble lo ttansfer the sharcs in a co-operative as a whole. Ihe
anended version of section 76 GenG also pemits the paftial
tnnsfet ol nenbetship sharcs (unless othewise stipulated
in the by-lawß). ln this way, nenbers can rcduce the nun-
bet of thet sharcs without having to quit the co-opentive,
v,/hich ß a legitinate c1ncern of co-operatives and which
avaid' a decrcase in the co-opentive capital caused by the
paynent of shares of a departtng nembet. Partialtansfer is
not Wsible wik statutory or agrced upon quali9ing shares
ot if the subsctiption to qualrying sharcs is a prcrcquisile fol
a service nade use of by the nenber The transfet to a non-
nenber rcquires tlte lattet to neet the stafutory nenber
ship requircnents and becone a nenber of the m-operative.

Snall co'operatives wilh a balance sheet total of up to 1 nil-
lion eüos 0t with sales totalling up to 2 nillian eüos arc n,t
subject to the obligatory annual audit. This new regulation
serves to nake il easier for snall businesses to becone c0-
opentives by rclieving such bustnesses of the cosls incurred
for the obligalory audit which arc rclatively high for co-ope-
rctives conparcd with othet legalforns iu accodance with
section 53, subsection 1 and 2 Gen6.

Finally, sone provisbns an the caeotate govenance of c0
aperative societies were intrcduced, tollawing relevant prc-
visions in stock coryoration law These include, for exanph,
the strengthening of the supe.isory boafuh pasitian by en-
bodying lhe ight of every nenber 0f the supevisary boatu
to denand infomationfnn the nanagenent board purcuant
to section 38, subsection 1 , sentence 4 6enq, as well as the
strengthenirg of auditot independence. The latter ain is
sought to be achieved by the anended version of sectian 55,
subsectio1 2 6enc by excluding apaft frcn nenbers of the
ca-opentil/e socie\, enployees, nembers of the nanage-
nent boad and of the supetuiry boad also lhe folowing
persons fron the audit 0f the co-opetative in future:

- Iegal reptesentatives of the assaciation ü peßons en'
ployed by ke association who nay allect the result of the
audit if lherc arc reasons, especially business, financial ol
personal relalianships, to doubt the impaüalU 0f these
peßons;

petsous who werc invalved in the accounting or inthe üaw-
ing up 0f the annul accounts to be audited;

- peßans who trcrc involved n lhe inqnal audiling in a
position of authority:

- persons wha have rendered managenent ot financial
seNices;

- peßqns who have rendered independent a-.tuatial ot valu-
ation services that do not have an inconsiderable effect on
the annual accounts to be audiLed.

- Peßons whose Spouses or parlners neet one of lhe aforc'
menfioned exclusion criteria wi]l also be excluded.

Underke anended section 46, subsectian 1 ,9entence 3 6enG,
the infornation supply fot nenbeß is to be inproved by pu'
blishing the agenda 0f a rcprcsentatives' neeting up'n iß
convening in the co-operative newspaper, on the ca-ope-
rative's home page or by innediately notifying all nenbets
in writing. fhe anended section 43, subsection 7 GenG yo-
vides for the po'sibility of electonic voting in the genetal
neeting as well as t/irfual genenl neetings on the Internet -

f pemitled by ke by-laws.

1) Law on ke introduction of ke European C1-operafve Society
and o0 changes lo lhe kw al ca-1perative societies (GeselT zur
E i n f ü h ru n g d e I E u top ä ßch e n G e nasse nsch aft u n d zu r Ande tun g
des Genossenschat'ßrcchts) as af 1 4 August 2006, BGBI.
(FederalLaw Gazette)l 2006, W 1911

rr Geseiz zur Einführung der Europäischen Genossen-
schaft und zur Anderung des Genossenschaftsrechts
vom 14. August 2006, BGBI. | 2006, S. 19x ff.


